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Ein heimiſches. 


Görlitz, den 9. September. 

Das dringende Bedürfniß, Fragen der Politik 
vom wiſſenſchaftlichen Standpunkte aus zu erörtern 
und zu beleuchten, veranlaßte eine Anzahl Männer 
hieſiger Stadt, unterm 17. Auguſt zu einem: „po- 
litiſchen Vereine“ zuſammenzutreten. Die Geſetze 
deſſelben führen das Motte: „Wahrheit in Liebe! 
Freiheit in Gerechtigkeit! Kraft in Ein- 
tracht! 8. 1. Der politiſche Verein iſt zuſammen⸗ 
getreten, um in Gemäßheit ſeines Wahlſpruches ſich 
über die Fragen und Ereigniſſe der Zeit vermittelſt 
freier und offener Beſprechung zu verſtändigen, und 
ein öffentliches Volks- und Staatsleben durch Wort 
und Schrift in engeren und weiteren Kreiſen zu fördern. 
§. 2. Die Mitgliedſchaft kann jeder unbeſchol— 
tene in Görlitz oder der Umgegend Wohnende erlan— 
gen, von welchem man Beförderung der Zwecke des 
Vereins zu erwarten berechtigt iſt. §. 3. Die Auf⸗ 
nahme geſchieht auf ſchriftlichen Antrag acht Tage 
nach Bekanntmachung der Meldung in einer ordent⸗ 
lichen Verſammlung des Vereins durch Abſtimmung 
in der naͤchſtfolgenden. Zur Aufnahme iſt eine Mehr— 
heit von zwei Dritttheilen der Stimmen erferderlich. 

4 — 12. Verpflichtungen der Mitglieder, Austritt, 
Ausſchluß, der Vorſtand, der Ordner, der Schrift⸗ 
führer, der Schatzmeiſter, die Beiſitzer, Vorſtands— 
figungen. 8. 13. Der Verein verſammelt ſich regel⸗ 
mäßig jeden Donnerſtag Abend 7 Uhr. Außerdem 
kann der Ordner außerordentliche Verſammlungen zu⸗ 
ſammenrufen. Nichtmitglieder müſſen von einem Mit⸗ 
gliede eingeführt werden und können zwar an den Ver⸗ 
bandlungen, aber nicht an den Beſchlüſſen Theil neh⸗ 
men.“ — Wir werden nächſtens in einem längeren 
Artikel die bisherige Thätigkeit des Vereins, der jede 
Woche mehrere, in der Woche vom 3. — 10. Sept. 
bereits drei Sitzungen gehalten bat, zu entwickeln 
verſuchen. Indem wir zur Betheiligung auffordern, 
nennen wir heute die gegenwärtigen Mitglieder nach 
der Meibenfolge ihres Eintritts: Juſtizrath Sattig 


(Ordner), Archidiak. Haupt (Schriftführer), Schön⸗ 
färber Räbel, Tiſchlermſtr. Boden, Dr. phil. Neu⸗ 
mann, Kaufm. Rittinghauſen, Buchhändler Remer, 
Oberlehrer Dr. E. Tillich, Oberlehrer Heinze (Bei⸗ 
ſitzer), Kanzleidirector Dittrich, Kaufmann Brauer, 
Prediger Förſter, Oberlehrer Fechner, Kaufmann Hecker 
(Schatzmeiſter), Oberbürgermeiſter Jochmann (Beifiger), 
Reviſor Wäge, Oberlehrer Fritſche, Aſſeſſor Vogelſang, 
Stadtrath Uhlmann, Kaufmann Henneberg, prakt. 
Arzt Dr. Vietſch, Juſtizeommiſſar Herrmann, Aſſeſſor 
Wolf, Kämmerer Richtſteig, Kaufmann James Schmidt, 
Stadtrath Pape, Kaufmann Apitzſch sen., Kaufmann 
Apitzſch jun., Partikulier Luckner. 


Die National- Verſammlung 
und das Miniſterium 
v. Auerswald⸗Hanſemann 
in den Septembertagen 1848. 


Berlin, den 6. September. 

Das Miniſterium Auerswald iſt in der Auf⸗ 
löſung begriffen. Es hat ſich ſelbſt unmöglich gemacht. 
Die greuliche Affaire in Schweidnitz war Veranlaſſung, 
daß, wie hinlänglich bekannt, die National-Verſamm⸗ 
lung am 9. Auguſt beſchloß: „der Kriegsminiſter wolle 
einen ähnlichen vor reactienären Beſtrebungen abmah⸗ 
nenden Erlaß an die Dfficiere ergehen laſſen, wie das 
Miniſterium des Innern und der Finanzen dies be⸗ 
züglich der Civilbeamten gethan.“ Es war nun Pflicht 
des Kriegsminiſters, wenn er dieſen Beſchluß nicht 
ausführen wollte — weil er eine Verwaltungs- 
maßregel betreffe, deren Verantwortung er nicht auf 
ſich nehmen könne — dies der National⸗Verſammlun 
offen zu ſagen, jedenfalls zugleich auszudrücken, Wi; 
er ſoviel als thunlich dem Wunſche der Kammer den⸗ 
noch genügen werde, und es hätte dann nichts auf 
ſich gehabt, man würde ſich beruhigt haben j 

Aber der Ktiegsminiſter ſchwieg ſich aus und ließ 
es darauf ankemmen, daß er endlich nach vier 
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Wochen interpellirt wurde, ob und wie er den Bes 
ſchluß ausgeführt habe. Jetzt erſt erklärte er: daß er 
dem Wunſche der National-Verſammlung nicht ent⸗ 
ſprechen könne. Dieſe Erklärung gelangte aber in Form 
eines Anſchreibens des geſammten Staatsminiſterii an 
die Kammer ein, und nachdem hierauf der Abgeordnete 
Stein den Antrag geſtellt hatte: die Verſammlung 
wolle beſchließen, daß es die Pflicht des Miniſterii 
ſei, den Beſchluß vom 9. v. M. auszuführen, zur 
Vermeidung eines Bruches mit der Verſamm⸗ 
lung, erklärte der Miniſterpräſident, daß die Weige⸗ 
rung des Kriegsminiſters im Einverſtändniſſe mit ſämmt— 
lichen Miniſtern geſchehen ſei. 

Dies geſchah in der Sitzung am Montag, den 
4. d. M. — Um dieſe wichtige Sache nicht zu über⸗ 
eilen, wurde beſchloſſen, die Verhandlung über den 
Stein ſchen Antrag bis zur Donnerſtagſitzung zu 
vertagen. 

Allgemein betrachtet man dieſen Schritt des Mi— 
niſterii für eine förmliche Nichtachtung der National- 
Vertretung; alle Straßenecken ſind voller Plakate, und 
man glaubt, daß, wenn dieſes Miniſterium nicht ges 
ſtürzt werde, weil es das Volk nicht achte, auch die 
Freiheit in großer Gefahr ſei. Kurz, Berlin hat ſein 
Urtheil fertig. Ebenſo auch die National-Verſamm⸗ 
lung, welche das Verfahren des Miniſteriums ver⸗ 
ſchieden beurtheilt; jedoch in großer Majerität als 
ein ſolches, welches daſſelbe unmöglich gemacht hat. 
Die Majorität wollte nur Schreckenſtein fallen 
laſſen; da klammerten ſich die Andern an ihren Kriegs— 
miniſter und jo zieht dieſer die Andern nach. 

Traurig iſt dieſe Kriſis für die Beſchleunigung 
der Arbeiten. Das Bürgerwehrgeſetz iſt bis auf we⸗ 
nige Paragraphen fertig berathen und würde bald ers 
ſcheinen können. Die Verfaſſung würde Donnerſtags 
zur öffentlichen Berathung gekommen ſein. So wird 
nun aber, da das neue Miniſterium ſich in wenigen 
Tagen nicht componiren läßt, ein neuer Verzug ein— 
treten. Man wird deshalb nicht müßig gehen, da 
die Sitzungen in den Abtheilungen und Commiſſienen 
ihren Fortgang nehmen. Aber die Plenarſitzungen 
werden ausfallen. Auf das ganze Land wird dieſer 
neue Miniſterwechſel einen ſehr großen Nachtheil aus⸗ 
üben. Es iſt daher ſehr zu beklagen, daß das ganze 
Miniſterium feine Exiſtenz an den Kriegsminiſter ge⸗ 
knüpft hat. Ob aber das Miniſterium Auerswald 
überhaupt noch lange würde beſtanden haben, muß 
man bezweifeln. Denn wenn es auch dieſe Klippe 
vielleicht dadurch, daß es den Kriegsminiſter über Bord 
geworfen, umſchifft haben würde, die bald zu erwar⸗ 
tende Berathung des Geſetzes über die Mißbräuche des 
freien Aſſociationsrechtes hätte das Miniſterium aber⸗ 
mals in Frage geſtellt. 

Natürlich trägt man ſich hier wieder mit ſchreck⸗ 
lichen Geſchichten. Man fürchtet, daß Schrecken⸗ 

ein nicht abtreten, ſondern ſich mit Hülfe der Das 
e erhalten, ein erſchreckliches Blutbad anrichten, 


3, der Berliner Cavalgnat werden würde. Ans 


dere dagegen wollen ſchon wiſſen, man werde kein 
Miniſterium eintreten laſſen, vielmehr die National⸗ 
Verſammlung nach Hauſe jagen und die blutigrothe 
Republik ausrufen. Kurz, es fürchtet ſich hier Einer 
vor dem Andern. 

Das neue Miniſterium anlangend, ſo nennt man 
drei: Pinder oder Rodbertus oder Waldeck. 


Am Abend deſſelben Tages erklärte die ganze Bür⸗ 
gerwehr von Berlin, ſo wie alle Klubs (natürlich 
Preußen = Vereine ausgenommen), daß die National⸗ 
Verſammlung auf ihren Schutz und die Hilfe des 
Volkes rechnen könne; ähnliche Votſchaften kamen aus 
Breslau und anderen Städten an, welche Abgeordnete 
binfendeten. 

Donnerftag der 7. September war nun der wich⸗ 
tige Tag, we es ſich entſcheiden mußte, ob Miniſte⸗ 
rium, ob National⸗Verſammlung; ob eine Minderheit 
von 8 Mitgliedern der Regierung weichen müſſe der 
Mehrheit der Abgeordneten des Volkes, der Vertreter 
des preuß. Staates. Tauſende wogten unter den Linz 
den, und als in der National-Verſammlung der Be⸗ 
ſchluß, ſich dem Stein' ſchen Antrage anzuſchließen, 
mit einer Mehrheit von 77 Stimmen gefaßt und die⸗ 
ſer Erfolg durch das Ausſtecken einer weißen Fahne 
aus der Singakademie der Menge bekannt wurde, er- 
ſcholl endloſer Jubel durch die Straßen. Man ließ 
die Abgeordneten leben, hob den Antragſteller Stein 
auf die Schultern und trug ihn im Triumphe zu 
einem Wagen, deſſen Pferde ausgeſpannt wurden, 
worauf die Männer den Gefeierten nach ſeiner Woh⸗ 
nung führten. Abends war ein großer Theil der Stadt 
erleuchtet. Die Miniſter fuhren nach Potsdam zum 
Könige, und haben am 8. ſämmtlich ihre Entlaſſung 
bei demſelben eingegeben. Etwas Weiteres war am 
9. Mittags noch nicht bekannt. 


— 


Geſpräch zweier Nachbarn 


über 


Staat, Kirche, Schule. 


Guten Abend! Gevatter W. 

Ei guten Abend! Gevatter N. Na, wo gehſt 
du hin? in deinen Leſeklubb, oder wie man's ſonſt 
nennt? Ja, Gevatter! dorthin gehe ich. Es iſt für 
mich Bedürfniß zu erfahren, was in der Welt vorgeht. 

W. Du magſt wehl ſo unrecht nicht haben. 
Vor einigen Tagen brachte mein Junge ein Zeitungs⸗ 
blatt mit nach Hauſe; zufällig leſe ich darin, und da 
ſteht, daß die Schullehrer von der Kirche getrennt 
ſein wollen, und das wollen die Pfarrer nicht zugeben. 
Geſtern finde ich im Anzeiger wieder eine Adreſſe von 
einer Menge Pfarrer an die Berliner National⸗Ver⸗ 
ſammlung in dieſer Sache, aus der ich aber nicht 
recht geſcheid werden kann. Sage mir, 


was 
denn die Pfatrer und die Schulmtiſter 2 
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N. Wenn du mich ruhig anhören willſt, fo 
will ich dir's wohl ſogen. N 

W. Na ſetze dich hierher zu mir auf die Bank, 
und erzähle recht viel; ich bin ſeit einiger Zeit ganz 
neugierig geworden, und habe nicht übel Luſt mit in 
euren Klubb zu gehen. 

N. Das Verlangen der Volksſchullehrer iſt fol 
gendes: 

1. Die Schule ſoll Staatsanſtalt werden. 

2. Die Herrſchaft der Pfarrer über die Schulen 
und ihre Lehrer ſoll aufhören. 

3. Die Beſoldung der Lehrer ſoll aus Staatskoſten 
geſchehen. 

W. Da iſt ja aber von einer Trennung der 
Schule von der Kirche keine Rede. 

N. Eigentlich nicht. Es iſt, wie ich aus den 
Schriften der Lehrer erkannt habe, wohl nur ein falſch 
gewählter Ausdruck, welcher ſeinen Grund darin ha— 
ben mag, daß man ſehr häufig die Sache mit der 
Perſon verwechſelt; ſo z. B. verſtehen viele Menſchen 
unter dem Worte Staat: den König und feine Mi⸗ 
niſter; unter der Kirche: die geſammte Geiſtlichkeit 
oder Pfarrer; unter der Schule eine bloße kirchliche 
Anſtalt. 

W. Es iſt mir lieb, daß du auf dieſe Dinge 
zu ſprechen kommſt; erkläre mir doch einmal, was du 
unter Staat, Kirche und Schule verſtehſt? und in 
welchem Verhäaͤltniſſe fie zu einander ſtehen? 

N. Ich erkläre mir das ſo: Unter einem 
Staate verſteht man ein politiſch- begrenztes Land 
mit Allem, was daſſelbe in ſich faßt. Das lebende 
Organ eines Staats iſt das darin wohnende Menſchen⸗ 
geſchlecht; das zuſammenhaltende iſt die Geſetzgebung, 
und das die Geſetze wirkſam erhaltende Organ iſt die 
Staatsbehörde — die Regierung. — Im engern Sinne 
des Worts beſteht alſo der Staat aus einer großen 
Geſellſchaft Menſchen, die ſich zu Schutz und Trutz 
gegen innere und äußere Feinde verbunden hat, ein 
gemeinſchaftliches Oberhaupt anerkennt, und ſich den 
gegebenen Geſetzen zur Erhaltung der Ordnung und 
Beförderung irdiſchen Glückes willig unterwirft. Es 
iſt alſo unrichtig, wenn man den König oder die bes 
hen Behörden für den Staat hält. Vielmehr iſt je⸗ 


der Einwohner eines Landes ein Glied des Staats, 


und alle zuſammen bilden den Staat. 

W. Das läßt ſich hören. 

N. In großem Irrthume ſind auch alle dieje⸗ 
nigen, welche die Religionslehrer an den Kirchen — 
Geiſtlichkeit genannt — für die Kirche ſelbſt halten. 
Es beſteht vielmehr die Kirche aus der Vereinigung 
der Menſchen zu gemeinſchaftlicher Gottesverehrung im 
Sinne der Bibel. Die chriſtliche Kirche iſt die geiftige 
Verbindung der Menſchen, Jeſum Chriſtum als ihr 
Oberhaupt anzuerkennen und ſeine treuen Unterthanen 
ſein zu wollen. Denn der mit Vernunft begabte Menſch 
empfindet die große Abhängigkeit von einem Alles 
ſchaffenden und erhaltenden Weſen. Das allgemeine 
BDedürfniß, an ein ſolches Weſen zu glauben und in 


deſſen Schutz ſich zu begeben, vereiniget das ſchwache 
Menſchengeſchlecht, dieſem hohen Weſen ſeine tief em⸗ 
pfundene Verehrung darzubringen. Der Menſch fühlt 
aber auch die Kraft in ſich, von dem Sinnlichen zum 
Ueberſinnlichen ſich erheben zu können. Sein eigenes 
inneres Weſen ahndet einen unbegreiflichen Zuſammen⸗ 
hang mit dem Urweſen — Gott —, woraus dem 
Menſchen die Ueberzeugung wird, daß ſeine ihm in⸗ 
wohnende Seele für Ewigkeiten geſchaffen iſt. Den 
Glauben an das Vorhandenſein eines Gottes, und an 
die Beziehung des Menſchen zu ihm, nennen wir die 
Religion. Dieſer zur Ueberzeugung gewordene Glaube 
drängt aber auch den Menſchen nach gewiſſen Voll⸗ 
kommenheiten zu ſtreben. In ſeiner Bruſt ruht ein 
tiefes Gefühl für alles Edle und Gute: das Gefühl 
der Sittlichkeit. 

Beides nun, Glaube und Sittlichkeit, hat der 
erhabene Lehrer Jeſus Chriſtus in dem Menſchen erſt 
zum klaren Bewußtſein gebracht. Ihm verdanken wir 
alſo dieſe unſchätzbare Erkenntniß, und wir vereinigen 
uns um ihn, als den Schöpfer unſers höchſten Glückes. 
Dieſe Vereinigung der Menſchen iſt die wahre chriſt⸗ 
liche Kirche; ſie zeigt ſich ſichtbar durch Verſammlun⸗ 
gen in dazu beſtimmten Gebäuden — Kirchen —, 
wodurch die Kirche zu einer freien Staatsanſtalt wird, 
welche die Beförderung chriſtlicher Religionserkenntniſſe 
und der Sittlichkeit zur Aufgabe hat. Durch die Ver⸗ 
waltung der von Chriſto angeordneten Saeramente 
wird die Chriſtengemeinde äußerlich zuſammen gehalten. 
Fragen wir nun ſchließlich nochmals, was unter der 
chriſtlichen Kirche zu verſtehen iſt, ſo kann keine andere 
Antwort erfolgen, als: Wir verſtehen unter Kirche 
alle diejenigen Menſchen, welche ſich zum Chriſten⸗ 
thume bekennen, mit Einſchluß der genannten Geiſt— 
lichen. Es iſt alſo grundfalſch, wenn man die Pfar⸗ 
rer als die Kirche ſelbſt betrachtet, da fie doch nur 
Diener und zugleich Mitglieder der Kirche find. 

W. Mit dieſer Erklärung bin ich zufrieden, und 
ganz einverſtanden. 

(Schluß folgt.) 


— 


Inſerate. 


Heute iſt folgende Erklärung an die Mitglieder 
der Nationalverſammlung zu Berlin abgeſendet worden: 

„In der Nationalverſammlung zu Berlin hat ſich 
bei der Mittheilung einer Proteſtation, welche der 
größere ſtändiſche Ausſchuß der preußiſchen Oberlauſig 
gegen die einſeitige Aufhebung der vertragsmäßigen 
Verfaſſungsrechte det Oberlauſitz an den König gerich⸗ 
tet hat, das Gelüſte kund gegeben, Willkühr über 
Recht zu ſtellen, und beſtehende Rechte darum zu miß⸗ 
achten, weil ſie nur einer kleinen Provinz ehören, 
weil ſie alt ſind und weil ſie jetzt noch von Ständen 
ausgeübt werden und dieſe es wagen, die unbedingte 
Machtvollkemmenheit der Verſammlung zu beſtreiten. 
Aber Macht ſoll nicht über Recht gehen; und es ir 
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eine traurige Garantie für die Zukunft des preußiſchen 
Staats, wenn nicht mehr genug Rechtsſinn herrſcht, 
um solchen Willkührsgelüſten mit Haltung und Ener⸗ 
gie entgegen zu treten. Es verſteht ſich ganz von 
ſelbſt und iſt leicht zu begreifen, daß die Stände der 
Oberlauſitz, bei deren Beſchlüſſen übrigens die Ritter⸗ 
ſchaft die eine, und Städte und Ruſticale die andere 
Hälfte der Stimmen üben, ihre ſtändiſche Repräſen⸗ 
tationsform nicht aufrecht erhalten wollen und konnen, 
und entſchieden von der Ueberzeugung durchdrungen 
ſind, daß eine zeitgemäße Umgeſtaltung unabweisbar 
eintreten muß; aber noch befteßen fie und nech ha— 
ben ſie das Recht und die Pflicht, diejenigen eigen— 
thümlichen Rechte der Oberlauſitz auszuüben, die ihr 
dem Staat gegenüber zuſtehen. Zum Schutz derſelben 
haben die Stände dagegen proteſtirt, daß dieſe vom preu— 
ßiſchen Staate bei der Beſitzergreifung der Oberlauſitz 
ausdrücklich anerkannten Rechte anders, als durch Ver- 
trag aufgehoben werden, weil ſie auf Vertrag beruhen. 
Sie haben nichts verlangt, als was der ſächſiſchen 
Oberlauſitz von dem conſtitutionellen König und der 
verfaſſunggebenden Verſammlung Sachſens im Jahre 
1831 gerechter Weiſe gewährt worden iſt: Anerken- 
nung ihrer vertragsmäßigen Rechte und ihre 
Aufbebung nur durch Vertrag. Und wer nicht 
in Unkenntniß iſt, daß allein dem Landkreis der ſäch— 
ſiſchen Oberlauſitz, die in ganz gleichem Verhältniß 
zum Staat ſtand, wie jetzt die preußiſche Oberlauſitz, 
bei der Aufhebung ihrer Grundſteuerverfaſſung, außer 
der, Schadloshaltung der einzelnen ſteuerfteien Güter 
und auſter der Uebernahme aller Provinzialſchulden, noch 
eine Entſchädigung von mehr als 400,000 Thlr. vem 
Staate gewährt werden mußte; wer da weiß, daß in 
der preußiſchen Oberlauſitz nur 6 fteuerfreie Rittergüter, 
dagegen weit über 4000 ſteuerfreie Ruſticalgrundbeſitzer, 
großentheils der ärmſten Klaſſe, nach dem vorliegen- 
den Steuerausgleichungsgeſetz neu belaſtet werden ſol⸗ 
len; wer da weiß, daß die Oberlauſitz aus ihrer ſtän⸗ 
diſchen Steuerkaſſe noch 370,550 Thlr. Provinzial⸗ 
ſchulden zu bezahlen hat, der müßte die geſetzlichen 
Vertreter der Oberlauſitz für gewiſſenlos halten, wol: 
ten fie nicht die ihnen anvertrauten Rechte geltend ma⸗ 
chen und, geſtützt auf ſie, Entſchädigung im Wege 
des Vertrags ferdern, und dort nicht bitten, wo ſie 
fordern können. Mag auch das alte Steuerbewilli⸗ 
gungs⸗ und eigene Steuerverwaltungsrecht der Ober⸗ 
lauſitz den Provinzen, die es ſich in den Stürmen der 
Zeit nicht zu bewahren wußten, jetzt unbequem ſein, 
ſo iſt es doch ein Recht und fordert Achtung ven je— 
dem Rechtlichgeſinnten. Und daß es ven den Stän⸗ 
den im Jahre 1319 erworben und bis 1848 behaup⸗ 
tet werden iſt, gereicht ihnen wahrlich nicht zur Un⸗ 
ehre. Wir wollen wünſchen, daß der Verfaſſungs⸗ 
bau, welchen die Nationalverſammlung in Berlin zu 
errichten bemüht iſt, ſo viele Jahrhunderte beſtehe, als 
der der Oberlauſitz, und den Vaterlandsgenoſſen auch 
dann noch werth ſei, und daß, wenn er zuſammen⸗ 
va „die zum Neubau berufene Verſammlung, eins 


gedenk des Ernftes ihres eigenen Berufs, je viel Takt 
beſitze, nicht über das Alter des einſtürzenden Baues 
zu ſpotten.“ 

Görlitz, den 4. September 1848. 


Die Verſammlung zur Wahrung der Intereſſen 
der preußiſchen Oberlauſitz. 


Die Oberlauſig hat vor mehr als 500 Jahren 
durch Vertrag mit ihrem Landesherrn das Recht der 
Steuer- Bewilligung und eigenen Steuer-Verwaltung 
erhalten; eine Folge daven iſt, daß ſie noch jetzt un— 
gleich geringere Grundſtenern zahlt, als Schleſien, zu 
deſſen Verwaltungsbezirk ſie geſchlagen iſt. Es iſt 
jetzt dringende Gefahr vorhanden, daß dieſe Vortheile, 
bei denen jeder Grundbeſitzer in der Oberlauſitz im 
hohen Grade betheiligt iſt, verloren gehen. Während 
nämlich in den andern Provinzen die Grundſteuern 
von der Staats- Regierung feſtgeſtellt und verwaltet 
worden ſind, haben in der Oberlauſitz die Stände das 
vertragsmäßige Recht, die Steuern zu bewilligen, und 
ſie haben auf Grund dieſes Rechts mit dem Staate 
durch Abkommen feſtgeſtellt, wieviel er von der Pro- 
vinz jährlich erhält. Sie erheben noch heute die Grund- 
ſteuern durch die ſtändiſche Landſteuer-Caſſe, geben 
dem Staate den beſtimmten Betrag ab und verwenden 
den Ueberreſt für die Provinz. Dieſes verfaſſungs⸗ 
mäßige Recht der Stände wird jetzt in Zweifel geſtellt. 
Es iſt die Abſicht, ein neues Geſetz über die Aufhe⸗ 
bung der Grundſteuerbefreiungen einzuführen und nach 
F. 1. fell überall der Grundertrag abgeſchätzt und 


darnach die Steuer künftig veranlagt, alſe die gering 


beſteuerte Oberlauſitz zu böbern Grundſteuern heran⸗ 
gezogen werden. Außerdem ſollen jetzt bald alle dies 
jenigen Grundbeſitzer, welche gar keine oder weniger 
Grundſteuern entrichten, als der Durchſchnittsſatz der 
Grundſteuern im Kreiſe auf den Morgen Land beträgt, 
in der Grundſteuer bis auf dieſen Satz erhöht werden, 
ohne daß Diejenigen, welche höhere Steuern geben, 
Erleichterung bekommen ſellen. Die Stände der Ober⸗ 
lauſitz haben ſich aber mit der Proteſtation an den 
König gewandt, daß dieſes Geſetz ohne ihre Zuſtim⸗ 
mung in der Oberlauſitz nicht eingeführt werden könne, 
ſendern daß durch Vertrag erſt die Entſchädigung feſt⸗ 
geſtellt werden müſſe, welche der Oberlauſitz zu Theil 
werden ſell. Es wird beſtritten, daß ſie das Recht 
zu dieſer Proteſtation haben; die Stände halten ſich 
aber nicht für berechtigt, jene Verfaſſungsrechte ohne 
Zuſtimmung der Oberlauſitz aufzugeben, ſie mögen 
ſich nicht den Vorwürfen Derer ausſetzen, die ihre 
Grundſtücke im Vertrauen auf die durch Vertrag ge⸗ 
ſicherte geringe Steuerlaſt für hohe Preiſe gekauft haben 
und nach Uebernahme der neuen Steuerlaſt nur mit 
Verluſt verkaufen könnten, ja zum Theil durch die 
Steuererhöhung außer Beſitz geſetzt werden oder doch 
außer Stande kommen würden, ihren Hypothekengläu⸗ 
bigern gerecht zu werden. Bei einer ſolchen Steuer⸗ 
erhehung werden allerdings die Rittergüter weſentlich 
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betroffen, aber die Ungleichheit in der Grundbeſteuerung 
findet auch bei den Ruſticalgrundſtücken im höchſten 
Grade ſtatt, indem namentlich nach den angeſtellten 
Ermittelungen unter 4668 grundſteuerfreien Grundſtücken 
in der Landesmitleidenheit der Oberlauſitz ſich nur 6 
ſteuerfreie Rittergüter, dagegen 4662 ſteuerfreie Ruſti⸗ 
calgrundſtücke befinden. Fordert nun auch die Gerech— 
tigkeit eine gleiche Tragung der Staatslaſten, fo wird 
ſie eben nicht geübt, wenn man jetzt nur einen Theil 
der Grundbeſitzer (die gering Veſteuerten) mit einer 
neuen Steuer belaſtet und die andern davon freiläßt. 
Die Grundſteuer vermindert in dem Zeitpunkte, wo 
ſie aufgelegt wird, den Capitalwerth der Grundſtücke, 
denn der Beſitzer erhält ven feinem Käufer je viel 
weniger Kaufgeld, als derſelbe zur Deckung der jähr— 
lichen Grundſteuer bedarf. Für den Käufer, der das 
Grundſtück um ſo viel billiger kaufte, iſt die Fort— 
entrichtung der Grundſteuer kein Opfer. Wenn nun 
die erſte Grundſteuerauflegung vor Jahrhunderten er— 
folgte, ſo iſt es klar, daß im Laufe dieſer Zeit bei 
den vielfachen Beſitzwechſeln aus der Ungleichheit der 
Beſteuerung weder eine Bevorzugung nech eine Ve— 
nachtheiligung der jetzigen Beſitzer erwächſt. Wer hohe 
Grundſtenern zahlt, hat das Grundſtück um je viel 
billiger gekauft oder im Erbe übernommen; wer niedrige 
zahlt, um fo viel tbeurer. Wird aber jetzt eine neue 
Grundſteuer aufgelegt, je wird dem Grundbeſitzer von 
Neuem das der Grundſteuer entſprechende Capital ent— 
zogen, und es iſt nicht gerecht, nur einem Theil der 
Grundbeſitzer dies Capital zu entziehen, dem andern 
nicht. Die Gerechtigkeit ferdert daher, daß, wenn 
der Staat eine Gleichſtellung der Grundſteuer für nöthig 
hält, er den neu zu Belaſtenden eutſchädigt. Hierzu 
kommt aber, daß der Geſetzentwurf über die Grund- 
ſteuerausgleichung, welcher der Natienalverſammlung 
in Berlin vorliegt, nicht eine Ausgleichung, Tendern 
nur eine höhere Belaſtung der gering Beſtenerten be— 
abſichtigt. Der hoher Belaſtete ſoll alſo nicht erleich— 
tert, ſondern nur das Geſammt-Steueraufkemmen der 
Oberlauſitz erhöht werden. Dem können nach der bes 
ſtehenden Verfaſſung die Stände widerſprechen; ſie 
wellen von dem Widerſpruchsrecht Gebrauch machen, 
um die gebührende Eutſchädigung zu erlangen, und 
es frägt ſich, ob die Oberlauſitz dies will? 
Abgeſehen von dieſen Härten, welche für die ein— 
zelnen Steuerpflichtigen eintreten, wenn die hieſige 
Grundſteuerverfaſſung unberückſichtigt bleibt, entſtehen 
für die Oberlauſitz auch im Ganzen erhebliche Nachtheile. 
Die Grundſteuern, welche jetzt aufkommen, fließen in 
die Landſteuer⸗Caſſe. Diele zahlt an den Staat nur 
als feſtes Contingent 22,642 Rthir. 8 Sgr. aus den 
Rauch- und Mundgutſteuern und 18782 Rihlr. 8 Sgr. 
1 Pf. aus den Rations- und Portionsgeldern. Ihr 
verbleiben dagegen 36,941 Rthlr. 18 Sgr. Dieſe find 
theils zur Tilgung und Verzinſung der Provinzial⸗ 
ſchulden, theils zum Communalhaushalt, theils zu 
provinziellen Zwecken verwendet worden. W | 
Grunditenernerfaifung als erloſchen betrachtet, ſo fallen 


Wird die 


alle dieſe Beträge bei Uebernahme der ſtändiſchen Were 
waltung dem Staate zu, und es hängt von ihm ab, 
ob er nach Tilgung der Previnzialſchulden der Ober⸗ 
lauſitz den Grundſteuerbeitrag derſelben ermäßigen will. 
Daß dies nicht seine Abſicht iſt, zeigt §. 1. des Ge⸗ 
ſetzentwurfes. Die Stände aber haben ſeit dem letzten 
Kriege die Schulden von 783,022 Rthlr. bis auf 370,550 
Rthlr. abgezahlt, haben bereits ſeit dem Jahre 1841 
eine Rauch- und eine Mundgutſteuer erlaſſen, und 
hatten bei der angewendeten größten Sparſamkeit die 
Ausſicht, bis ſpäteſtens 1864 alle Provinzialſchulden 
der Oberlauſitz getilgt zu ſehen und bis dahin ſchon 
theilweiſe, dann aber ganz die zur Verzinſung und 
Tilgung der Landesſchulden jährlich beſtimmte Summe 
von 27,311 Rehlr. den Steuerpflichtigen erlaſſen zu 
können. Diele Hoffnungen ſcheitern, wenn die ober⸗ 
lauſitziſche Grundſtenerverfaſſung nicht gewahrt wird, 
wenn die Oberlauſitz nicht auf ihren verfaſſungsmäßi⸗ 
gen Rechten beſteht. Mindeſtens hängt es dann von 
der überwiegenden Stimme der Vertreter aus den an⸗ 
dern Provinzen ab, ob ſie aus gutem Willen der 
Oberlauſitz das gewähren wollen, was ſie jetzt auf 
Grund ihrer Verfaſſung zu fordern berechtigt iſt. Die 
Stände haben es auch hier für ihre Pflicht gehalten, 
das Recht der Oberlauſitz durch ihre Proteſtation zu 
wahren; ſie haben ſich um ſo mehr für dazu berechtigt 
gehalten, als bei ganz gleichen Verhältniſſen das gleiche 
Recht der ſächſiſchen Oberlauſitz vom ſächſiſchen Staate 
anerkannt werden iſt. Als der ſächſiſche Staat die 
eonſtitutionelle Form annahm, erkannte die verfaſſung⸗ 
gebende Verſammlung Sachſens an, daß mit der ſäch⸗ 
ſiſchen Oberlauſitz ein beſonderer Vertrag über die 
Uungeſtaltung ihrer Verfaſſung zu ſchließen ſei, weil 
ihre Verfaſſung auf Vertrag mit dem Staats oberhaupte 
beruhte; und als die Grundſteuerverfaſſung der ſächſi⸗ 
ſchen Dberlanfig aufgehoben wurde, ſchloß der Staat 
mit den Ständen einen Vertrag darüber ab und über⸗ 
nahm nicht bleß die geſammten Provinzialſchulden, 
ſondern zahlte iht auch noch für die übernommenen 
höhern Steuern — außer der Schadloshaltung der 
einzelnen ſteuerfreien Güter — eine Entſchädigung von 
400, 881 Rihlr. allein für das platte Land, ohne die 
Städte. Die Stände der preußiſchen Oberlauſitz können 
ihrerſeits dieſe auf ihre Verfaſſung geſtützten Anſprüche 
nicht aufgeben, weil ſie dann gegen die ganze preu⸗ 
ßiſche Oberlauſitz gewiſſenlos zu handeln glauben wür⸗ 
den, und ſind der Meinung, daß ſich in dieſer Pflicht 
und dieſem Rechte nichts ändert, wenn auch die Nas 
tionalverſammlung in Berlin die Verfaſſung des Ge— 
ſammtſtaates zu vereinbaren berufen iſt, und zwar 
deshalb nichts ändert, weil dieſe Verſammlung zur 
Wahrung der eigenthümlichen Intereſſen der Oberlauſitz 
eben nicht berufen iſt. Darum haben ſie proteſtirt. - 

Die ſtändiſche Steuercaſſe leiſtet ferner Garantie 
für die oberlauſitziſche Provinzialſparcaſſe, ein Inſtitut, 
über deſſen Segen füglich kein Zweifel beſtehen kann. 
Auch dies Inſtitut findet ſein Ende, wenn das Steuer⸗ 
aufkommen nicht mehr dafür einſteht, denn wer ſoll 


dieſe Garantie übernehmen und wer kann hier eine 
gleiche Garantie bieten? Die bedeutenden Capitalien, 
welche durch die Sparcaſſe den kleinen Grundbeſitzern 
auf Hypotheken geliehen ſind, werden ihnen wieder 
entzogen; der Wucher findet neue Nahrung, wenn ſie 
aufhört. Die Ueberſchüſſe der Steuercaſſe werden jetzt 
zu provinziellen Zwecken verwendet, namentlich ſind die 
Chauſſeebauten von Görlitz nach Spremberg und von 
Lauban nach Kohlfurt dadurch unterſtützt worden; es 
ſind daraus den Gemeinden in der Oberlauſitz jetzt in 
der Zeit der Noth zur Unterſtützung ihrer Armen durch 
Arbeit Darlehne offerirt und außerdem ſtets zahlreiche 
Unterſtützungen anderer Art, z. B. Stipendien, daraus 
gewährt werden. Auch dieſe Vortheile hören mit dem 
Erlöſchen der Steuerverfaſſung auf, ſowie denn auch, 
wenn die ſtändiſche Steuercaſſe nicht mehr beſteht, für 
die Provinz die Errichtung von provinziellen Anſtalten, 
wie z. B. die frühere ſtändiſche Brandverſicherungs— 
Societät war, unmöglich wird. 

Der Communallandtag der preußiſchen Oberlau— 
ſitz hat ſich hier verſammeln wollen, um die verfaſ— 
ſungsmäßigen Rechte und die Intereſſen der Oberlau— 
ſitz zu wahren. Die Nationalverſammlung in Berlin 
hat in der irrigen Meinung, der Communallandtag 
wolle ſich ohne Zuſtimmung der Staatsregierung vers 
ſammeln und wolle das alte ſtändiſche Verfaſſungs⸗ 


gebäude erhalten, dagegen Einſpruch gethan; das 


Miniſterium hat daher auf die ſtändiſcher Seits er⸗ 
folgte Anzeige über die beabſichtigte Abhaltung des 
Landtags, die Genehmigung nicht ertheilt; der Land⸗ 
tag iſt deshalb nicht abgehalten und die Stände ſelbſt 
ſind dadurch behindert werden, ihre Abſichten, ihre 
Wünſche ſelbſt auszuſprechen. Wir kennen ſie aber 
und haben es darum für ſie gethan. Wir haben es 
gethan, weil es ihr dringender Wunsch iſt, die öffent⸗ 
liche Stimme der Oberlauſitz zu hören. 

Soll nun die Oberlauſitz alle dieſe von ihr frü⸗ 
her erworbenen Vortheile, die ihr durch Vertrag ge⸗ 
ſichert find, ohne Entſchaͤdigung deshalb aufgeben, 
weil ſie vielleicht die einzige kleine Provinz iſt, welche 
ſolche Rechte dem Staate gegenüber durch Jahrhunderte 
zu behaupten wußte? Soll ſie alle jene Opfer brin⸗ 
gen, ohne etwas Anderes zu erreichen, als, was ihr 
auch ohne Opfer zu Theil werden muß: die unbe⸗ 
ſchraͤnkte Theilnahme an der freien Verfaſſung des 
Staates in allen ſeinen Theilen? Die Oberlauſitz ſelbſt 
möge dieſe Frage für die Stände beantworten. 


Görlitz, den 9. September 1848. 


Die Verſammlung zur Wahrung der Intereſſen 
der preußiſchen Oberlauſitz. 


Publikation s bla t. 


[3941] Bekanntmachung. 

Daß nach den Vorſchriften der Allg. Gewerbe-Ordnung vom 17. Januar 1845 zum Kleinhandel 

mit geiſtigen Getränken eine beſondere polizeiliche Genehmigung erforderlich iſt, und der Betrieb eines 

ſolchen ohne dieſe Conzeſſion mit Geldſtrafe bis zu zwei Hundert Thalern oder Gefängniß bis zu drei 
Monaten geahndet wird, wird hierdurch zur Nachachtung in Erinnerung gebracht. 

Görlitz, den 5. Sept. 1848. Der Magiſtrat. Polizei-Verwaltun 


——. ae 
6901] Diebſtahls Bekanntmachung. 

In der Nacht vom 7. zum 8 d. Mts. ſind aus einem hieſigen Kaufladen folgende Schnittwaaren: 
ein Stück lillafarbige Leinwand, groß carirt, ein Stück ſchmaler, braun und blau geſtreifter Kattun, 
ein dergl. Stück $ breiter Kattun, ein Stück glatter ſchwarzer Orleans und ein ſchwarzes mit roth und 
blauen Blumen verſehenes baumwollenes Umſchlagetuch, ſo wie ein Pappkäſtchen mit wohlriechender 
Seife Nee worden. Vor dem Ankaufe wird gewarnt und verſpricht Damnifikat dem Entdecker eine 
ute Belohnung. 8 
4 Görlitz, den 8. Sept. 1848. Der Magiſtrat. Polizei-Verwaltung. 


[3962] Bekanntmachung, 
die brodloſen Rekruten betreffend. 

Auf den Grund einer Mittheilung des Commandeurs des 1. Bataillons (Görlitz) 6. Landwehr⸗ 
Regiments vom 21. Auguſt c. werden die Ortsbehörden benachrichtigt, daß vereidete Rekruten, wenn ſie 
brodlos werden und ſolches durch obrigkeitliche Atteſte hier darthun, von der Militair⸗Behörde angenom⸗ 
men werden und in Verpflegung treten. . 

Königl. Landräthliches Amt. 


Görlitz, den 4. Septbr. 1848. 

18043] Wenn no unt, na chene g 

Montag den 18. d. M., Vormittags 10 Uhr, follen in unſerm Geſchäftszimmer 2 Ctr. 15 Pfd. 

grobe geſchmiedete Eiſenwaaren, beſtehend in: 149 Stück Senſen, 10 Stü Sägen, 10 Stück Schnelde⸗ 
ern und 7 Stück Bohrern, meiſtbietend verkauft werden e Kaufluſtige einladet 


SGrurlitz, den 7. Sept. 1848, öntgl. Haupt⸗Steuer⸗Amt. 
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18702 Gerichtliche Auction. 
Im gerichtlichen Auctions⸗Lokale, Jüdengaſſe No. 257. hierſelbſt, ſollen: 
1) n des Müller Ehrenfried Leberecht Tzſchaſchel, in Kleidungsſtücken und Haus⸗ 
rath beſtehend; 
2) das Mobiliar der geſchiedenen Fabrikarbeiter Seeliger, geb. Ulbrich, beſtehend in Kleidungs⸗ 
ſtücken, Wäſche, Betten, Meubles und Hausgeräth; 
3) mehrere Pfand⸗Effecten, nämlich: verſchiedenes Walkerhandwerkzeug, Lederwaaren und Zutha⸗ 
ten⸗Vorräthe, und zwar: Plattſtoßeiſen, Walk⸗, Schab⸗ und Zieheiſen, Schneidemeſſer, 
Stähle, Fäſſer, 1 Werkſtätte zum Einwalken, Falzböcke, Tafeln, eiſerne Töpfe, Falze, Ge⸗ 
ſtelle zum Aufhängen, Eiſenſchwärze, Talg, Glanz, Terpentin, Thran, Leim und Blauholz, 
31 Paar Vorſchuh, 17 P. Halbſtiefelſchäfte mit Hintertheilen, 36 P. Hintertheile, ausgear⸗ 
beitetes Schuhleder, 22 Dutzend Paar Strippen, Riemen und Lederabfall, ferner: neue und 
alte Kleidungsſtücke, diverſe Schnittwaaren, mehrere Schul- und Schreibebücher, Meubles und 
Hausrath, 120 Flaſchen Champagner in + und : Dutzend, 57 Stück rohe Kalbleder a 6 St., 
12 Stück verzinnte Pferdekandaren, 2 Marktkaſten, 1 Radwer, 1 Schreibpult, 1 Regal, 
1 Perſpectiv, 1 Zuſchneidetiſch, 1 Bügeleiſen, 1 Klavier, 1 Wanduhr, mehrere eiſerne Ofen⸗ 
thüren und dergl. Töpfe, 
im Termine Montags den 18. September d. J. und folgende Tage, jedoch nur des Vormit⸗ 
tags von 8 bis 12 Uhr, öffentlich und gegen gleich baare Bezahlung in Preuß. Kourant verſteigert 
werden. Der Champagner und die rohen Kalbleder kommen am 19. Sept. um 10 Uhr zum Verkauf. 
Görlitz, den 30. Auguſt 1848. Königl. Land- und Stadtgericht. 


[3942] Nothwendige Subhajtation. 

Die dem Johann Gottlieb Altmann gehörige Häuslerſtelle No. 221. zu Rothwaſſer, dorfgerichtlich 

auf 224 Rthlr. abgeſchätzt, ſoll auf den 5. Januar 1849, von Vormittag 11 Uhr ab, an hieſiger 

Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. Taxe und Hypothekenſchein liegen in der III. Aöcheilung unſerer Kanzlei 
zur Einſicht bereit. 


Görlitz, den 26. Auguſt 1848. Königl. Land⸗ und Stadt⸗Gericht. 
[2914] Nothbwendige Subhaſtation. 


Der dem Johann George Friedrich Demuth gehörige, zu Görlitz unter No. 1020. belegene Stadt⸗ 
garten, gerichtlich auf 6062 Nrhlr. 15 Sgr. abgeſchätzt, ſoll auf den 4. Januar 1849, von Vor⸗ 
mittags 11 Uhr ab, an hieſiger Gerichtsſtelle ſubhaſtirt werden. Taxe und Hypothekenſchein können in 
der III. Kanzlei⸗Abtheilung eingeſehen werden. l i 

Görlitz, den 29. Juni 1848. Königl. Lande» und Stadtgericht. 

8481 Nothwendiger Verkauf. | 
Die unter No. 27. zu Neuhammer gelegene, der verehel. Gärtner Tiſcheutſchler gehörige, ch 


686 thlr. gerichtlich abgeſchätzte Gärtnernahrung, ſoll im Wege der Subhaſtation auf den 8. December 
d. J. von Vormittag 11 Uhr ab an hieſiger Gerichtsſtelle verkauft werden. 


& Görlitz, den Z. Auguſt 1848. 2 Königl. Land⸗ und Stadtgericht. 
3891] Bekanntmachung. 


Die Herren Aktionaire des Spremberg⸗ Görlitzer Chauſſeebaues werden hierdurch aufgefordert, auf 
die von Ihnen 8 inen en Aktienbeträge eine fernerweite Einzahlung von 20 Prozent unter Abrechnung 
von 4 Prozent Zinſen von den bereits eingezahlten 30 Procent für 2 Monate bis ſpäteſtens zum 
1. October c., zur Vermeidung der im F. 28. der Vereinsſtatuten beſtimmten Nachtheile, an das Lande 
ſteueramt zu Görlitz zu leiften, Görlig, am 30. Auguſt 1848. 

Das Directorium der Spremberg-Görlitzer Chauſſeebau-Geſellſchaft. 


Nichtamtliche Bekanntmachungen. 


3960] Als Verlobte empfehlen fh: 


Agnes Picka 
. ER. Bu. 
Dresden und Görlitz, den 9. September 1848, 
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3947 Neue ſchcuiſche Vollheringe in beſter Güte empfiehlt C. F. Bauernſtein's Wwe. 
[8916] 


Die Weinhandlung = 
H. F. Lubiſch am Demianiplatz 


empfiehlt ein gut aſſortirtes Lager diverſer Roth: und Weiß: Weine zu den billigſten Preiſen bei 
vorzüglich ſchöner Qualité; bei Entnahme von Gebinden angemeſſenen Rabatt. 


Nachſtehende antig. Bücher find bei G. Heinze K Comp. zu den beigeſetzten Preiſen zu haben: 
Rotteck und Welcker, Staatslexicon. 15 Bde. mit Reg. Altona 1843. (372 thlr.) 175 thlr. 
Leſſing's ſämmtl. Schriften, herausgeg. v. Schink. 32 Thle. Berl. 1825 — 28. (13 thlr.) 25 thlr. 
Faufend und eine Nacht. Arab. Erzähl. mit 160 Bild. im feinſten Holzſtich. 4Bde. 1842. (2 f thlr.) 15 thlr. 
Le Sage's Werke, hrsg. v. Wallroth. 12 Thle. Stuttgart 1839. (3 thlr.) 1 thlr. 
Liechtenſtern, v., allgemeines deutſches Sach-Wörterbuch aller menſchlichen Kenntniſſe und Fertigkei⸗ 

ten ꝛce. 10 Bde. Meiſſen 1824 — 31. (15 thlr.) 6 thlr. 

Encyclopädie, allgemeine, für Kaufleute u. Fabrikanten x. (3, Aufl.) Leipzig 1838. (n. 3} thlr.) 13 chlr. 
Perlen der deutſchen Literatur und „Kunſt. Mit Berückſichtigung der Dichter der neuern Zeit nebſt bio⸗ 
graphiſchen Skizzen, he isgegeben v. L. Lenz. Berlin 1840. (23 thlr. 1 thlr. 
Villemer, en: Geda in über die Natur, den Menſchen und die Religion, überſ. Münſter 

1841. 123 ſgr. 
Hillebrand, Philoſophie des Geiſtes oder Eneyelopädie der geſammten Geiſteslehre. 2 Thle. (2. Aufl.) 
Mannheim 1842. (24 thlr.) 1 thlr. 
Rigel, der ſiebenjährige Kampf auf der pyrenäiſchen Halbinſel vom Jahre 1807 — 1814. 3 Theile 
mit Kupfern. Raſtatt 1819 — 21. (9 thlr.) 23 thlr. 
Kirchhof, 8 der geſammten Land- und Hauswirthſchaft. 9 Bände. Glogau 1842. 
(183 thlr.) 74 thlr. 
Scherr, gemeinfaßliche Geſchichte der veligiöfen und philoſophiſchen Ideen ꝛc. (3. Abdruck.) 3 Bände. 
Schaffhauſen 1843. (33 thlr.) 13 thlr. 5 
Schütz, Göthe's Philoſophie. 7 Bände. Hamburg 1825 — 27. (53 thlr.) 14 thlr. 
v. Auffenberg's ſämmtliche Werke. 21 Bde. Siegen 1843. (7 thlr.) 3 thlr. XB. Bd. 3—6. broſch. 
Norvins Geſchichte des Kaiſers Napoleon, überſ. v. Elsner. 5 Bde. Stuttg. 1841. (25 thlr.) nichr. 
Ramshorn, Geſchichte von Spanien. 3 Bde. mit Stahlſtichen. Leipz. 1839. (24 ihlr.) 11 thlr. 
Oginski's Denkwürdigkeiten über Polen, d. Land u. feine Bewohn. 3 Bde. Belle⸗Vue 1845. (Jthlr.) 1 thlr. 
Sämmtliche Werke find noch ganz neu und ungebraucht, in ſehr ſchönen Halbfranzband gebunden. 
3894] Ein neuer kupferner Färbekeſſel, gut gearbeitet 4 Fuß 6 Zoll weit und 2 Fuß 9 Zoll tief, 
1030 Pr. Quart enthaltend, iſt zu einem annehmbaren Preiſe zu verkaufen bei 
Joh. Ernſt, Kupferſchmidtmſtr. 
73017] Neue ſchott. Heringe in ſehr ſchöner Qualität und billigſt bei 
0 l 2 H. F. Lubiſch, Demianiplatz No. 411/12. 
(3946) Mehrere Bauſtellen mit 3 bis 4 Morgen Land ſollen von dem Dominium Mittel⸗Sohra 
unter annehmbaren Bedingungen in Kauf gegeben werden und ertheilt nähere Auskunft 
f der Inſpeetor Naumann daſelbſt. 


[3958] In meinem Schreibunterricht find noch folgende Stunden vollſtändig zu befegen: 
8 
1 
4 


Waun 


früh von 9 bis 11 Uhr! .. a 
W S e | für Damen, 
Cs bleibt dabei, daß ich den 22. d. Mts. von hier abreiſe. 
Görlitz, am Jüdenringe No. 175 ., 1 Treppe. 


Wie er . 
Calligraph Jul. Knauth von Dresden. 


— — ee — — — — — — — — — = 


Hierzu eine Beilage, 


— — 


Beilage zu No. 74. des Görlitzer Anzeigers. 
Sonntag, den 10. September 1848. 


Bier⸗Abzug im Dreß ler'ſchen Brauhofe am Obermarkt No. 134. 
460% Diienſtag den 12. Septbr. Gerſtenweißbier. 
[3948] Bekanntmachung. 8 


Knochenmehl beſter Qualität ift zur bevorſtehenden Herbſtſaat in jeder beliebigen Quantität bei 
Unterzeichneten zu den möglichſt billigſten Preiſen zu haben. 


Eiſenhüttenwerk Tſchirndorf, den 7. Sept. 1848. Gebr. Glöckner. 


— m —— 


[3822] Ein dunkelgrünſeidner Schirm mit einem weißen Knopf a Stiel iſt verloren worden. Der 
ehrliche Finder erhält Brüdergaſſe No. 16. eine angemeſſene Belohnung. 


[3950] Am vergangenen Jahrmarkt-Donnerſtage, den 24. Auguſt, iſt ein Geldbeutel mit verſchiede⸗ 
nem Juhalt gefunden worden. Der rechtmäßige Eigenthümer kann ihn zurückerhalten beim ; 
; Schneidermeiſter Leſſing in No. 13. 


3951] Am 13. Auguſt iſt mir ein Treibehund mit grauen langen Haaren zwiſchen Rothenburg und 
Neundorf zugelaufen, welchen der Eigenthümer gegen Erſtattung der Futterkoſten und Inſertionsgebühren 
zurückerhalten kann bei Anſorge, Mittel⸗Sohra in der Schäferei. 


Ai eie eee eins eins SS BES DIS Si Au ne Ee JE DS Dis eie is e DIR Ei A a e 
[3815] Auf meinem verkauften, neu erbauten Gartengrundſtücke ſind ſofort entweder gleich 
oder vom 1. October an mehrere Logis möglichſt billig zu beziehen. Es ſind dabei mehrere 
einzelne Stuben und auch zwei oder mehrere Stuben zuſammen, mit Küchen, Keller, Waſch⸗ 45 
ſtube, Bleichplan, Dachkammer und allen Bequemlichkeiten, vorhanden. Meldung bei 
Hänſel, 
Frauen-Vorſtadt — Groelsgaſſe No. 885. 


3952] Eine freundliche Stube mit Bett und Meubles iſt in No. 349. in der Neißgaſſe an einen 
einzelnen Herrn von jetzt ab zu vermiethen. 
3953) Im Wilhelmsbade find zwei Stuben zu vermiethen und zum 1. October zu beziehen. 
8 F. Scholz. 


Si di e dae 


4045 Aufruf 
an den Bauernſtand, reſp. die Ruſtikalbeſitzer und Beſitzloſen 
des Görlitzer Kreiſes. 


Da viele Rittergutsbeſitzer aller Provinzen des Staats ſich ſo kräftig vereinigen, das Feudal⸗Ver⸗ 
Hältnif nach ihrem Willen und das für den kleinen Beſitzer fo drückende unrechtmäßige Steuerverhältniß 
beſtehend zu erhalten, rufen wir alle Gemeinden des Görlitzer Kreiſes recht dringend auf, den 14., und 
wo es bis dahin nicht zur Beachtung gekommen, den 21. September, Nachmittags 2 Uhr, Bevollmäch⸗ 
tigte zur Unterzeichnung einer Adreſſe an die hohe National-Verſammlung in den Gaſthof Au Kron⸗ 
prinz zu Görlitz recht zahlreich zu ſeuden, damit auch wir der Macht der Rittergutsbeſitzer mit gerechten 
Wien See entgegenkommen, u 105 gleiches Steuerverhältniß zu Stande komme in achtungs⸗ 
vollem Zutrauen der löblichen niedern Stande. 

0 Mehrere Wahlmänner und kleine Grundbeſitzer. 
; * 


. 


— sis — 

3753] Für einen geſchickten Kupferſchmidt, der ſich zu etabliren gedenkt, desgleichen für einen geſchick⸗ 
ten Drechsler, auch für einen geſchickten Uhrmacher kann ich einen Ort ne wo ſich alle Drei 
wohlbefinden würden. Michael Schmidt. 

13959] Theater :Nepertoir. 

Sonntag den 10. Sept. zum erſten Male: Der Börſenſchwindel, oder: Eine Frau als 
Luſtſpiel⸗ Honorar, Luſtſpiel in 4 Akten von Heine. 

Montag den 11. zum erſten Male, zum Vortheil für Frl. Gerber: Ich bleibe ledig, Luſtſpiel 
in 3 Akten von C. Blum. Caroline — Frl. Gerber, als letzte Rolle vor ihrem Abgange 
nach Hamburg. 

3940] Zurechtweiſung. 

In No. 71. des Anzeigers habe ich der Redaction der „Görlitzer Fama“ nachgewieſen, daß ſie 
eee von fremdem Gute lebe, indem fie z. B. in einer Nummer fünf Aufſätze aus andern 
ttern ohne Quellenangabe nachgedruckt habe, was mit andern Worten literariſcher Diebſtahl iſt. — 

Der Stadthauptmann Dreßler, als Redacteur der Fama, hat ſich hierauf mit ſchweren Koſten einen 

mit Franzöſiſch und ſchlechtem Lateiniſch beſpickten Aufſatz in ſein Blatt No. 36. fertigen laſſen — denn 

da beſagter Dreßler weder Franzöſiſch noch Lateiniſch verſteht, ſo mußte er hier wieder fremde Hilfe gehabt 

— —, in welchem er ganz naiv zugeſteht: daß er abſichtlich fremde Zeitungsartikel wörtlich nachge⸗ 

echt (verſteht ſich ohne Quellenangabe), außerdem aber mich mit Schimpfreden überhäuft, es mir zum 

Vorwurf machen will, daß ich früher Papiermacher geweſen, und die ſchamloſe Lüge vorbringt, ich 

ſei als Bedienter herumgewandert — was, beiläufig geſagt, immer noch ehrenvoller wäre — als fremdes 

Eigenthum ausplündern und hievon leben. Ich habe immer vermieden, Schmutz zu berühren, er mag 

unten oder oben kleben, und werde mich daher hüten, die Schimpfreden des ꝛe. Dreßler zu beantworten; 

dagegen komme ich auf die zugeſtandene Behauptung zurück, daß die Fama den Nachdruck ausübt 
und daher im eigentlichen Sinne des Wortes von fremdem Gute lebt. — Nachdruck hat von jeher 
als eine wenig ehrenvolle Beſchäftigung gegolten. Dreßler mag ſich von dem Franzöſiſch und Lateiniſch 
verſtehenden Verfaſſer feines Aufſatzes die Ehrennamen jagen laſſen, wie man dieſes im Dunkeln gedei⸗ 
hende Handwerk bezeichnet, auch enthüllt das allgem. Land⸗Recht beſtimmte Strafen dafür. Zum Schluß 
nur noch die Bemerkung, daß meine Rüge im Anzeiger kein Speeimen von Durchſchnittsintelligenz oder 
von Univerſalität eines Polyhiſtors ſein ſollte, ſondern ganz einfach für den ꝛc. Dreßler eine Belehrung 
in Betreff feiner etwas unklaren Begriffe über fremdes Eigenthum enthielt, und daß man nicht 

Papiermacher oder Papierbedrucker, ja nicht einmal Lumpenſammler zu ſein braucht, um einen Raben 

zu erkennen, der ſich mit fremden Federn ſchmückt. DIR K 

So viel für heute, Herr Redacteur und Stadthauptmann, die Fortſetzung nächſtens, ſobald Sie 
das Gewerbe des Nachdrucks fortſetzen. Wilhelm Hammer. 


13054] Da ſich das Gerücht verbreitet hat, als muͤſſe ich den Faßbier⸗ 
Schank wieder einſtellen, bringe ich hiermit zur öffentlichen Kenntniß, 
daß ich nach wie vor Faßbier im Lokal ſelbſt, wie auch über die Gaſſe 
verkaufe, das preuß. Quart 11 Pf. 1 


e Bernhard Leſſing. 
(8956; Heute Nachmittag 4 Uhr Concert und Abends 7 Uhr Tanz: 
muſik, wozu ergebenſt einladet Ernſt Held. 


—— 


Nachweiſung der höchſten und niedrigſten Getraidemarktpreiſe der nachgenannten Städte. 
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Waſze n. Roggen |] Gere 1 Safer 
Fechter Aniedrigit. | büchiier BER böchſſer I miedrigjt. J Föchſter J niedrigit. 
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Stadt. | Monat. 


unzlau. Iden 4. Septbr. 


Glogau. den 1. 2 5—Jl 2 — -[ 20% [7 st 18} J 
Sagan. den 2. 2 6/312 — —- 6 3 03% % 28 9%— 20 — [fies 
Grünberg. den 4. 2 5/—2— — 15 — 11-11-1281 1241-1120) -- [16 
Görlit. den 7. 212 6 21 e 31-123] 118716 3 
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Sqhneupteſſendruct von G. Heinze und Comp. 


